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Beschlussvorlage der Verwaltung Diese Vorlage
Nachtragsvorlage  ersetzt die Ursprungsvorlage.

 ergänzt die Ursprungsvorlage.

Grem ium Sitzung am Beratung

Jugendhilfeausschuss 13.04.2016 öffentlich

Bezirksvertretung Jöllenbeck 14.04.2016 öffentlich

Integrationsrat 27.04.2016 öffentlich

Rat der Stadt Bielefeld 28.04.2016 öffentlich

Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes)

Quartiersarbeit im Rahmen des Handlungskonzeptes zur Aufnahme von
Flüchtlingen in der Stadt Bielefeld

Betroffene Produktgruppe

11.06.01 – Förderung von Kindern/Prävention

Beschlussvorschlag:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, in Stadtteilen mit einem hohen Anteil von geflüchteten
Menschen an der Bevölkerung eine Quartiersarbeit/ Stadtteilkoordination aufzubauen und
dabei mit freien Trägern zusammenzuarbeiten sowie bestehende Strukturen zu nutzen.
Die Quartiersarbeit zielt darauf ab, die Nachbarschaften bei den Veränderungen im
Quartier zu begleiten, tragfähige Integrationsstrukturen aufzubauen, bereits vorhandene
Strukturen zu stabilisieren und das bürgerschaftliche Engagement im Quartier zu fördern
und zu unterstützen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Unterstützung der Freiwilligenarbeit zu verstärken und
dafür dem SGA ein Konzept vorzulegen. Dabei soll die Vernetzung der Freiwilligenagentur
und der Freiwilligenakademie mit den bestehenden dezentralen Strukturen sowie stadtweit
agierenden Initiativen weiterentwickelt werden.

3. Für diese Aufgaben sind jeweils 400.000 Euro in den Haushalt 2016 und 2017 vorgesehen.
Davon sind bis zu 100.000 Euro für quartiersübergreifende Strukturen der Freiwilligenarbeit
vorzusehen.

4. Die Verteilung der Mittel auf die Stadtteile und auf die Einrichtungen erfolgt entsprechend
der Anlage 1.

5. Die Verwaltung wird darüber hinaus beauftragt, auf Quartiersarbeit angelegte
Förderpro-gramme des Bundes oder des Landes NRW zu nutzen, um damit ebenfalls
soziale Projekte finanzieren und Stadtteilentwicklung betreiben zu können.

6. Die Verwaltung wird beauftragt, die Fachausschüsse und die betroffenen
Bezirksvertretungen über die weitere Umsetzung der Maßnahmen zu informieren.

7. Um die Wirksamkeit der Maßnahmen abbilden zu können, umfasst der Projektzeitraum
eine Laufzeit von 2 Jahren



Begründung:

Die Bezirksvertretungen Mitte (17.03.2016) und Heepen (05.04.2016) haben in ihren Sitzungen die
Ziffer 6 dahingehend erweitert, dass die Bezirksvertretungen auch über die Umsetzung der
Maßnahmen informiert werden sollen.

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss hat am 05.04.2016 die Erweiterung des ursprünglichen
Beschlussvorschlages um Ziffer 7 beschlossen.

Beigeordneter

I n g o  N ü r n b e r g e r

Wenn die Begründung länger als drei
Seiten ist, bitte eine kurze
Zusammenfassung voranstellen.


